Katja Klebig: Soziales und Studienfinanzierung

Liebe Studis, Dozierende und Interessierte, 

mein Name ist Katja und ich bekleide das Referat für Soziales im Allgemeinen Studierenden Ausschuss. 

Das ich heute an dieser Stelle das Wort an euch richte und dieses auch inständig möchte, liegt an den Aufgaben, die täglich im Sozialpolitikreferat zu bewältigen sind. 

Nahezu täglich wenden sich Studierende an meinen Co-Referenten Jens und mich mit unterschiedlichen Fragen und Problemlagen. Die Anfragen reichen dabei von: 

„Was soll ich machen, wenn ich über Puls mein Seminar nicht bekommen habe bzw. der Dozierende hat mich auf der Lehrveranstaltung rausgeworfen, was tun?“ 

bis 

„Meine Prüfer waren sich uneinig bei der Benotung und nun habe ich ohne Begründung die schlechtere Note erhalten…“ 

Weitere Themen sind beispielsweise Exmatrikulationen auf Grund schlechter Vorberatung bis hin zu was ist der Nachteilsausgleich, wo kann ich mich informieren und wie kann ich diesen beantragen? 

Leider wurde das Beratungsangebot der Sozialpolitik in den letzten Jahren so stark beansprucht, dass es die Kapazitäten nicht zuließen alles allein zu beantworten, so dass der AStA reagieren musste und ein erweitertes Beratungsangebot schuf. 

Dazu gehören: (soll als ppp verbildlicht werden) Christoph Lamy bafoegberatung@asta.uni-potsdam.de Sprechzeiten: montags 09.00-12.00 Uhr donnerstags 14.00-19.00 Uhr 

Susen Werner pruefungsrecht@asta.uni-potsdam.de Sprechzeiten: nach Vereinbarung (per E-Mail) 

Wencke Wallstein semesterticket@asta.uni-potsdam.de Sprechzeiten: mittwochs 13.00-17.00 Uhr 

Manuel Schrape worksemesterticket@asta.uni-potsdam.de Sprechzeiten: mittwochs 13.00-17.00 Uhr 

Holger Hoffmann(Wohnungsbörse) wb@asta.uni-potsdam.de Sprechzeiten: nach Vereinbarung (per E-Mail) 

Weiterhin setzen wir uns stark und konsequent für eine gute und kompetente Nachbesetzung der psychologischen Beratungsstelle ein, die leider seid November unbesetzt ist. Zwar wird die Stelle in der Mitte des kommenden Monats nachbesetzt, doch waren dazu langwierige Diskussionen mit der Unileitung notwendig, in denen wir die Bedeutung dieses für Studierende kostenlosen Angebotes scheinbar neu definieren mussten. 


Studienfinanzierung 

SHK - studentische Beschäftige 

Das Beschäftigungsverhältnis an der Uni ist nicht nur praktisch, sondern auch ein fester Bestandteil des Alltag vieler Studenten auch hier in Potsdam. Insgesamt arbeiten weit über 900 Studierende an Lehrstühlen, in der Verwaltung, in den Bibliotheken und in Forschungsprojekten. Im Vergleich dazu hat die Uni nicht mal ganz 220 Professoren. 

Zum einen dient das Beschäftigungsverhältnis zur Qualifizierung im wissenschaftlichen Feld, aber vorrangig natürlich der finanziellen Absicherung des alltäglichen Daseins. Aus diesem Grund ist es wichtig, über die Rechte und Pflichten der Hilfskräfte aufzuklären und eine Ausweitung dieser einzufordern. Denn es ist so, dass die Gehaltszahlung nicht an die steigenden Lebenserhaltungskosten im Land an gepasst sind. Im Vergleich zwischen 2000 und 2007 sind die Lebenserhaltungskosten laut dem statistischen Jahrbuch des Landes Brandenburg 2008 um 11,6% gestiegen, wohingegen die SHK-Gehälter seit 2000 gerade mal um 2,9 Prozent gestiegen sind. Da aber genau diese Arbeitsgruppe keinen Tarifvertrag hat, werden eben genau diese Angleichungen auch nicht vorgenommen. 

Im letzten Jahr gab es einen Rundbrief vom der Landesregierung, die es den Hochschulen ermöglich ihren Angestellten 10% mehr Gehalt zu zahlen, was sich für die SHK-Entlohnung ein Anstieg von 7,35 Euro auf 8 Euro bedeuten würde. Doch die Unileitung fände, es wäre ein falsches Bild ans Land wenn 254.000 Euro mehr für SHKs ausgegeben würden, wobei man erwähnen sollte, dass die Uni im letzten Jahr 2 Millionen Euro an Personalkosten eingespart wurden. 

Oftmals ist auch so, dass die studentischen Beschäftigten kaum ihre Rechte kennen. Oder aber sich nicht trauen, diese einzufordern oder für eine Erweiterung zu kämpfen, weil ihre Arbeitgeber auch ihre Dozenten und Prüfer sind. 

Warum ist dieses Thema so wichtig, dass wir es hier ansprechen? Laut der Auszählung für das Landes Brandenburg der dt. Sozialerhebung geben fast 33 Prozent der Studierenden an laufend und 11 Prozent häufig neben Uni zu arbeiten, 52 Prozent der arbeitetende Studis insgesamt geben sogar an, dass sie nur mit Hilfe ihres Jobs ihr Studium finanzieren können. 

Wenn wir nun eine einfache Kostenrechnung aufstellen, sieht es so, dass man in Potsdam circa 660 Euro (ohne Auto) jeden Monat benötigt, um das alltägliche Dasein zu bestreiten, der brandenburger Durchschnitt allgemein liegt etwas darunter bei circa 620 Euro. Nun ist ja so, dass BA-Studierende meistens unter 25 Jahre alt sind, demnach noch Kindergeld bekommen, also 160 Euro von der oben genannten Zahl abgezogen werden müssen, der Rest muss durch Bafög, die Eltern oder Nebenverdienst dazu verdient werden. Gehen wir nur weiterhin von einem Studierenden aus, der kein Geld von seiner Familie oder dem Bafög-Amt bekommt, so muss dieser Mensch, wenn er in Potsdam lebt, 500 Euro bzw. für Brandenburg allgemein 460 Euro aus Nebeneinkünften generieren, wobei zusatzlich bei einem Verdienst ab 400 Euro monatlich noch die Rentenversicherung hinzukommt. Bei 7,35 Euro Stundenlohn hier an der Uni Potsdam müsste ein Studierender demnach 68 Stunden im Monat arbeiten, was 17 Stunden pro Woche wären für Potsdam und für Brandenburg allgemein 63 Stunden arbeiten, was dann 16 Stunden in der Woche wären. Das ist gerade auch für BA-Studierende kaum realisierbar, da der von Uni angedachte Workload pro Woche bei 30 Stunden liegt und somit die Arbeitswoche eines BA-Studierende bei 47 bzw. 46 Stunden liegen würde. Die Rechnung fängt erst an Sinn zu machen, wenn der Stundensatz mindestens auf 10 Euro erhöht wird und selbst dann muss der betreffende Studi noch 12,5 bzw. 11,5 Stunden arbeiten. 

Noch schwieriger wird der Fall, wenn man über 25 Jahre alt ist, denn dann fällt das Kindergeld weg und die Selbstversicherungspflicht beginnt. Das betraf 2006 30% der Studenten und 22% der Studentinnen im Erststudium.* 

Gerade aus diesem Grund ist es wichtig, auf der einen Seite seine schon bestehende Rechte auf Urlaubsanspruch und Lohnfortzahlung im Krankheitsfall usw. einzufordern, aber andererseits sich auch für eine Ausweitung dieser zu engagieren. Dazu hat die GEW in Verbindung mit dem AStA eine Mailing-List aufgebaut, die zu allen wichtigen Themen informiert aber auch mobilisiert und die findet ihr unter: http://studienberatung-potsdam.de/shk 

· (laut 18.soz.erheb.2006) 

